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Gesetz zur Änderung des Landeswassergesetzes 
und anderer wasserrechtlicher Vorschriften 

 
 

 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

   

Artikel 1 
Änderung des Landeswasser-

gesetzes 

 
Artikel 1 

Änderung des Landeswasser-
gesetzes 

Das Landeswassergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Januar 2004 
(GVOBl. Schl.-H. S. 8, ber. S. 189), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
6. März 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 136), wird 
wie folgt geändert: 

 Das Landeswassergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Januar 2004 
(GVOBl. Schl.-H. S. 8, ber. S. 189), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
6. März 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 136), wird 
wie folgt geändert: 

   

1. § 2 a Nr. 3 Buchst. c Doppelbuchst. bb 
wird wie folgt geändert: 

 1.  unverändert 

Nach den Worten „zuletzt geändert 
durch“ wird die Bezeichnung „Artikel 3 
Abs. 7 des Gesetzes vom 25. März 2002 
(BGBl. I S. 1193)“ ersetzt durch die Be-
zeichnung „Artikel 3 des Gesetzes vom 9. 
Dezember 2006 (BGBl. I S. 2833)“. 

  

   

2. § 5 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt geändert:  2.  unverändert 

Nach den Worten „zuletzt geändert 
durch“ wird die Bezeichnung „Gesetz vom 
21. Dezember 1998 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 460)“ ersetzt durch die Bezeichnung 
„Artikel 12 des Gesetzes vom 15. De-
zember 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 568, 
ber. 2006 S. 25)“. 

  

   

3. In § 7 Abs. 2 werden nach dem Wort 
„Wasserbehörde“ die Worte „spätestens 
vier Wochen vor Beginn der Arbeiten“ 
eingefügt. 

 3.  unverändert 

   

4. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung:  4. § 14 wird wie folgt geändert: 
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  a) In Absatz 1 wird folgender Satz an-
gefügt: 

  „Landeseigene Seen dürfen auch 
für den Tauchsport benutzt wer-
den.“ 

  b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Unter den gleichen Voraussetzungen 
darf 

 „(2) Unter den gleichen Vorausset-
zungen darf 

1. Wasser in geringen Mengen für einen 
vorübergehenden Zweck entnommen 
werden, 

 1.  unverändert 

  2. Grund- und Quellwasser einge-
leitet werden, sofern das zuge-
führte Wasser nicht Stoffe ent-
hält, die geeignet sind, das Ge-
wässer schädlich zu verunrei-
nigen oder eine sonstige 
nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften herbeiführt, 

2. Grund- und Quellwasser sowie Nie-
derschlagswasser von  

aa) reinen Wohngrundstücken und 

bb) anderen Flächen in reinen und 
allgemeinen Wohngebieten bis zu 
einer befestigten Fläche von 
1.000 m2  

eingeleitet werden und 

 3. Niederschlagswasser von 

a) reinen Wohngrundstücken und  

b) anderen Flächen in reinen und 
allgemeinen Wohngebieten bis 
zu einer befestigten Fläche 
von 1.000 m²  

eingeleitet werden, 

3. Grund- und Niederschlagswasser von 
ländlichen Wegen im Sinne von § 3 
Abs. 1 Nr. 4 des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Schleswig-
Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. November 
2003 (GVOBl. Schl.-H. 631, ber. 2004 
S. 140), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen ersetzt durch Ver-
ordnung vom 12. Oktober 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 487), eingeleitet 
werden.“ 

 4.  unverändert 

   

5. § 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   5. unverändert 

a) In Satz 1 wird nach den Worten „Ge-
wässer zweiter Ordnung“ ein Komma 
gesetzt und die Worte „mit Ausnahme 
von Sportboothäfen,“ eingefügt. 
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b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 107 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 106 
Abs. 2“ ersetzt. 

  

   

6. In § 18 wird das Wort „oberste“ durch das 
Wort „untere“ ersetzt. 

 6. unverändert 

   

7. In § 19 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter 
„im Sinne des § 108 Nr. 2“ gestrichen. 

 7. unverändert 

   

8. § 21 erhält folgende Fassung:  8. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 
Erlaubnisfreie Benutzungen 
(zu §§ 23, 25, 32a, 33 WHG) 

 
„§ 21 

Erlaubnisfreie Benutzungen 
(zu §§ 23, 25, 32a, 33 WHG) 

(1) Eine Erlaubnis, eine gehobene Er-
laubnis oder eine Bewilligung ist nicht er-
forderlich für Benutzungen 

 (1) Eine Erlaubnis, eine gehobene Er-
laubnis oder eine Bewilligung ist nicht er-
forderlich für Benutzungen 

1. der oberirdischen Gewässer  1. der oberirdischen Gewässer 

a) durch das Einbringen von Stoffen 
und Geräten im Rahmen der gu-
ten fachlichen Praxis der Fische-
rei, soweit es sich nicht um inten-
sive Fischzucht handelt, 

 a)  unverändert 

b) durch das Einleiten von Nieder-
schlagswasser im Rahmen der 
Anforderungen nach § 14 Abs. 2 
Nr. 2 und 3, 

 b) durch das Einleiten von Grund- 
und Quellwasser sowie Nieder-
schlagswasser im Rahmen der 
Anforderungen nach § 14 Abs. 2 
Nr. 2 bis 4, 

2. der Küstengewässer  2.  unverändert 

a) durch das Einleiten oder Einbrin-
gen von Stoffen oder Geräten im 
Rahmen der guten fachlichen 
Praxis der Fischerei, soweit es 
sich nicht um intensive Fischzucht 
handelt und keine signifikanten 
nachteiligen Auswirkungen auf 
den Zustand der Gewässer zu er-
warten sind,  

  

b) durch das Einleiten von Grund- 
und Quellwasser, 

  

c) durch das Einleiten von Nieder-
schlagswasser von  

  

aa) reinen Wohngrundstücken und   
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bb) anderen Flächen in reinen und 
allgemeinen Wohngebieten bis 
zu einer befestigten Fläche 
von 5.000 m2, 

  

d) durch das Einbringen und Einlei-
ten von Stoffen von Schiffen aus, 
sofern dies durch den Betrieb der 
Schiffe verursacht und durch in-
ternationale oder supranationale 
Vorschriften zugelassen ist, 

  

e) durch das Einbringen von Urnen 
unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Abs. 5 Bestattungsgesetz 
vom 4. Februar 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 70), 

  

3. des Grundwassers  3. des Grundwassers 

a) durch das Einleiten von Nieder-
schlagswasser mittels Versicke-
rung über eine belebte Bodenzone 
von  

 a) durch das Einleiten von Nieder-
schlagswasser mittels Versicke-
rung über eine belebte Bodenzone 
von  

aa) reinen Wohngrundstücken und  aa)  unverändert 

bb) anderen Flächen in reinen und 
allgemeinen Wohngebieten bis 
zu einer befestigten Fläche 
von 1.000 m2, 

 bb)  unverändert 

  cc) ländlichen Wegen im Sinne 
von § 3 Abs. 1 Nr. 4 des 
Straßen- und Wegegesetzes 
des Landes Schleswig-Hol-
stein, 

b) durch das Entnehmen, Zutageför-
dern, Zutageleiten oder Ableiten 
von Grundwasser in geringen 
Mengen für Zwecke des nicht ge-
werblichen Gartenbaus. 

 b)  unverändert 

Das Einleiten von Niederschlagswasser 
nach Nummer 3 Buchst. a darf nur au-
ßerhalb von Wasser- und Quellschutzge-
bieten und außerhalb von Altlasten, alt-
lastverdächtigen Flächen, Flächen mit 
schädlicher Bodenveränderung und Ver-
dachtsflächen im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) vom 
17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 9. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3214), erfolgen. Das 
Einleiten von Niederschlagswasser nach 
Nummer 1 Buchst. b, Nummer 2 
Buchst. c und Nummer 3 Buchst. a ist der 
Wasserbehörde zwei Monate vorher un-
ter Angabe der Größe und Nutzung der 

 Das Einleiten von Niederschlagswasser 
nach Nummer 3 Buchst. a darf nur au-
ßerhalb von Wasser- und Quellschutzge-
bieten und außerhalb von Altlasten, alt-
lastverdächtigen Flächen, Flächen mit 
schädlicher Bodenveränderung und Ver-
dachtsflächen im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) vom 
17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 9. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3214), erfolgen. Das 
Einleiten von Niederschlagswasser nach 
Nummer 1 Buchst. b, Nummer 2 
Buchst. c und Nummer 3 Buchst. a ist der 
Wasserbehörde zwei Monate vorher un-
ter Angabe der Größe und Nutzung der 
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angeschlossenen Fläche, der Einlei-
tungsstelle und der Einleitungsmenge an-
zuzeigen. 

angeschlossenen Fläche, der Einlei-
tungsstelle und der Einleitungsmenge an-
zuzeigen. 

(2) Die Wasserbehörde kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nr. 1 Buchst. b An-
ordnungen zum Schutz der oberirdischen 
Gewässer treffen.“ 

 (2) Die Wasserbehörde kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nr. 1 Buchst. b An-
ordnungen zum Schutz der oberirdischen 
Gewässer treffen. Gleiches gilt in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 Buchst. a 
zum Schutz des Grundwassers.“ 

   

9. § 31 wird wie folgt geändert:  9. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„oder in einem für verbindlich erklär-
ten Abwasserbeseitigungsplan“ ge-
strichen. 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) Es werden folgende Sätze 2 bis 4 
eingefügt: 

  

„Die Abwassersatzung ist örtlich 
bekannt zu machen. Es ist ausrei-
chend, die Anlagen der Abwas-
sersatzung zur Einsichtnahme be-
reitzuhalten. In der Bekanntma-
chung der Abwassersatzung ist 
darauf hinzuweisen, wo die Ab-
wassersatzung und die Anlagen 
eingesehen werden können.“ 

  

bb) Der neue Satz 6 erhält folgende 
Fassung: 

  

„Die Gemeinden können aufgrund 
ihrer örtlichen Planungen ein Ab-
wasserbeseitigungskonzept nach 
Maßgabe des Absatzes 3a erstel-
len und die Abwasserbeseiti-
gungspflicht auf die Nutzungsbe-
rechtigte oder den Nutzungsbe-
rechtigten eines Grundstücks, auf 
den gewerblichen Betrieb oder die 
Betreiberin oder den Betreiber ei-
ner Anlage nach Maßgabe der 
Absätze 4 bis 5a durch Satzung 
übertragen.“ 

  

c) Es wird folgender Absatz 3a einge-
fügt: 

  

„(3a) Mit dem Abwasserbeseitigungs-
konzept legen die Gemeinden gegen-
über der Wasserbehörde dar, wie das 
Abwasser im gesamten Gemeindege-
biet nach Maßgabe der Absätze 4 bis 
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5a beseitigt wird, indem es eine Über-
sicht über den Stand der Abwasser-
beseitigung, über die zeitliche Abfolge 
sowie die geschätzten Kosten von 
vorgesehenen Maßnahmen enthält. 
Die oberste Wasserbehörde kann 
durch Verwaltungsvorschrift die in das 
Abwasserbeseitigungskonzept aufzu-
nehmenden Mindestinhalte sowie die 
Form der Darstellung bestimmen. Das 
Abwasserbeseitigungskonzept bedarf 
der Genehmigung der Wasserbehör-
de. Die Genehmigung des Abwasser-
beseitigungskonzeptes schließt die 
Erlaubnis nach den §§ 2 und 7 WHG 
aller Kleineinleitungen gemäß § 8 des 
Abwasserabgabengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
18. Januar 2005 (BGBl. I S. 114) und 
der Niederschlagswassereinleitungen 
von anderen Flächen als reinen 
Wohngrundstücken in reinen und all-
gemeinen Wohngebieten in das 
Grundwasser und in das oberirdische 
Gewässer für befestigte Flächen von 
1.000 m2 bis 5.000 m2 ein. Das Ab-
wasserbeseitigungskonzept ist regel-
mäßig von den Gemeinden auf Aktua-
lität hin zu überprüfen und bei wesent-
lichen Änderungen der Wasserbehör-
de erneut zur Genehmigung vorzule-
gen.“ 

d) Es wird folgender Absatz 5a einge-
fügt: 

  

„(5a) Die Gemeinden können in der 
Abwassersatzung vorschreiben, dass 
und in welcher Weise Niederschlags-
wasser auf den Grundstücken, auf 
denen es anfällt, zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah in Gewässer 
einzuleiten ist, sofern dies ohne un-
verhältnismäßige Kosten möglich und 
wasserwirtschaftlich sinnvoll ist. Be-
seitigungspflichtig ist die oder der 
Nutzungsberechtigte des Grund-
stücks. Die für die Beseitigung erfor-
derlichen Anlagen müssen den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen. Die Regelung in der 
Satzung bedarf der Genehmigung der 
Wasserbehörde. Zur Beseitigung von 
Niederschlagswasser, das außerhalb 
von im Zusammenhang bebauten 
Ortslagen auf öffentlichen Verkehrs-
anlagen anfällt, ist der Träger der An-
lagen verpflichtet; soweit es innerhalb 
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von im Zusammenhang bebauten 
Ortslagen anfällt, ist die Gemeinde 
zur Beseitigung verpflichtet. Auf öf-
fentlichen Straßen anfallendes Nie-
derschlagswasser ist vom jeweiligen 
Träger der Straßenbaulast abzuleiten 
und zu beseitigen; in den Fällen des 
§ 12 Abs. 2 des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Schleswig-
Holstein trifft die Verpflichtung den 
Träger der Baulast für die Straßen-
entwässerungseinrichtungen.“ 

e) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe 
„5“ durch die Angabe „5a“ ersetzt. 

  

   

10. § 31 a wird gestrichen.  10. unverändert 

   

11. § 32 wird wie folgt geändert:   11. unverändert 

a) In dem Klammerzusatz der Über-
schrift wird die Angabe „27,“ gestri-
chen. 

  

b) Es werden die Worte „eines Abwas-
serbeseitigungsplanes,“ und „,einer 
Reinhalteordnung“ gestrichen. 

  

   

12. § 33 Abs. 3 erhält folgende Fassung:  12. unverändert 

„(3) Zuständig für die Genehmigung der 
Indirekteinleitung sind die Gemeinden als 
Träger der Abwasserbeseitigungspflicht 
oder diejenigen, auf die die Aufgabe nach 
§ 31 Abs. 6 bis 8 übertragen wurde. Sie 
überwachen alle im Zusammenhang mit 
der Indirekteinleitung stehenden Pflichten 
und treffen die zur Abwehr von Zuwider-
handlungen sowie zur Abwehr von Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit, die 
von der Indirekteinleitung ausgehen, nach 
pflichtgemäßem Ermessen erforderlichen 
Maßnahmen. Die Aufgaben werden zur 
Erfüllung nach Weisung wahrgenom-
men.“ 

  

   

13. In § 34 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt:  

 13. unverändert 

„Die Anlagen sind entsprechend den Re-
geln der Technik hochwassersicher zu er-
richten und zu betreiben.“ 
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14. § 38 wird wie folgt geändert:  14. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:   

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt:  

  

„Den Belangen des Hochwasser-
schutzes ist Rechnung zu tragen.“ 

  

bb) Der neue Satz 4 wird wie 
folgt geändert: 

  

aaa) Die Nummer 2 erhält folgen-
de Fassung: 

  

„2. die Entwicklung und Pflege 
von Uferrandstreifen ge-
mäß den Festlegungen im 
Maßnahmenprogramm,“ 

  

   

bbb) In Nummer 4 werden nach 
dem Wort „behindern“ die 
Worte „oder die zu einer Ge-
fährdung von Deichen und 
Dämmen führen können“ 
eingefügt. 

  

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 15a“ 
durch die Angabe „§ 25“ ersetzt. 

  

   

15. § 38 a wird gestrichen.  15. unverändert 

   

16. In § 39 wird folgender Satz angefügt:  16. unverändert 

„Die Aufgabe der Unterhaltung an Ge-
wässern nach Satz 1 sowie an anderen in 
der Unterhaltungspflicht des Landes lie-
genden Gewässern kann durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag auf Wasser- und Bo-
denverbände übertragen werden.“ 

  

   

17. § 43 wird wie folgt geändert:   17. unverändert 

a) Absatz 2 wird gestrichen.   

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 
und erhält folgende Fassung: 

  

„(2) Wer die Unterhaltungspflicht nach 
§ 42 Abs. 2 Nr. 2 erfüllt, kann von den 
in § 40 Abs. 2 bezeichneten Unterhal-
tungspflichtigen eine angemessene 
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Kostenbeteiligung in entsprechender 
Anwendung der nach § 21 Abs. 1 des 
Landeswasserverbandsgesetzes gel-
tenden Maßstäbe fordern. Im Streitfall 
stellt die Wasserbehörde das Verhält-
nis der Kostenbeteiligung durch Ver-
waltungsakt fest.“ 

   

18. § 51 wird wie folgt geändert:  18. unverändert 

a) In Absatz 1 Halbsatz 2 wird nach der 
Angabe „2 b“ das Komma durch ein 
„und“ ersetzt und die Worte „und 38 a“ 
werden gestrichen. 

  

b) In Absatz 2 werden die Worte „Unter-
haltspflichtigen“ jeweils durch die 
Worte „Unterhaltungspflichtigen“ er-
setzt. 

  

   

19. Der Abschnitt II des Sechsten Teiles er-
hält folgende Überschrift: 

 19. unverändert 

„Abschnitt II 
Hochwasserschutz“ 

  

   

20. § 57 erhält folgende Fassung:   20. unverändert 

„§ 57 
Überschwemmungsgebiete 
und vorläufige Sicherung 

(zu § 31 b WHG) 

  

(1) Überschwemmungsgebiete sind    

1. die Gebiete zwischen oberirdischen Ge-
wässern und Binnendeichen sowie 

  

2. die in § 31 b Abs. 1 WHG bezeichneten 
sonstigen Gebiete. 

  

(2) Die oberste Wasserbehörde stellt in Kar-
ten die Gewässer und Gewässerabschnitte 
dar, bei denen durch Hochwasser nicht nur 
geringfügige Schäden entstanden oder zu 
erwarten sind. Die Karten werden regelmäßig 
an neue Erkenntnisse angepasst. Im Amts-
blatt für Schleswig-Holstein wird der Hinweis 
veröffentlicht, wo die Karten einsehbar sind. 

  

(3) Die oberste Wasserbehörde setzt für die 
nach Absatz 2 bestimmten Gewässer und 
Gewässerabschnitte mindestens die Gebiete 
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durch Verordnung als Überschwemmungs-
gebiete fest, in denen ein Hochwasserereig-
nis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwar-
ten ist. Sie kann ferner durch Verordnung 
Überschwemmungsgebiete abweichend von 
Absatz 1 Nr. 1 festsetzen. Unter Berücksich-
tigung der Schutzziele in § 31 b Abs. 2 Satz 6 
WHG kann sie in den Verordnungen von den 
Regelungen des § 58 abweichen. § 31 b 
Abs. 2 Satz 8 WHG gilt entsprechend.  

(4) Die oberste Wasserbehörde veröffentlicht 
die Karte eines Überschwemmungsgebiets, 
das bereits ermittelt, aber noch nicht nach 
Absatz 3 festgesetzt ist, im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein (vorläufige Sicherung). 
§ 31 b Abs. 4 WHG gilt entsprechend; darauf 
ist in der Veröffentlichung hinzuweisen. Die 
vorläufige Sicherung endet mit Inkrafttreten 
der Verordnung nach Absatz 3, spätestens 
jedoch zehn Jahre nach Veröffentlichung der 
Karte.  

  

(5) Die vor dem 10. Mai 2005 durch Verord-
nung bestimmten Überschwemmungsgebiete 
gelten als festgesetzt im Sinne von § 31 b 
Abs. 2 Satz 3 WHG.“  

  

   

21. § 58 wird wie folgt geändert:  21. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Angabe 
„(Zu § 32 WHG)“ durch die Angabe 
„(zu § 31 b WHG)“ ersetzt. 

 a)  unverändert 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:  

 b) Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende 
Fassung: 

aa) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:   

„4. Bäume, Sträucher oder He-
cken anzupflanzen; von dem 
Verbot ausgenommen sind 
Maßnahmen, die der Uferbe-
festigung oder Unterhaltung im 
Sinne von § 38 Abs. 1 Nr. 1 
dienen und mit dem vorbeu-
genden Hochwasserschutz 
und Deichschutz vereinbar 
sind.“ 

 „4. Bäume, Sträucher oder Hecken 
anzupflanzen; von dem Verbot 
ausgenommen sind Maßnahmen, 
die der Uferbefestigung oder Un-
terhaltung im Sinne von § 38 
Abs. 1 Nr. 1 dienen und mit dem 
vorbeugenden Hochwasserschutz 
und Deichschutz vereinbar sind,“ 

bb) Die Nummer 5 wird gestrichen   (entfällt) 

c) Es werden folgende Sätze 2 bis 4 an-
gefügt: 

 c) Es werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Weitere Verbote können sich aus der 
Verordnung zu § 5 ergeben. § 31 b 
Abs. 4 WHG bleibt unberührt. In Ü-

 „Weitere Verbote können sich aus der 
Verordnung zu § 5 ergeben. § 31 b 
Abs. 4 WHG bleibt unberührt.“ 
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berschwemmungsgebieten im Sinne 
von § 57 Abs. 1 Nr. 1 ist es zudem 
verboten, Grünland in Ackerland um-
zubrechen.“ 

d) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird die An-
gabe „§ 32 WHG“ durch die Angabe 
„§ 31 b Abs. 2 Satz 6 WHG“ ersetzt. 

 d)  unverändert 

e) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 32 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 WHG“ durch 
die Angabe „§ 31 b Abs. 2 Satz 6 
WHG“ ersetzt. 

 e)  unverändert 

f) Folgender Absatz 4 wird angefügt:  f)  unverändert 

„(4) Die untere Wasserbehörde kann 
Anordnungen zum Erhalt oder zur 
Rückgewinnung von Rückhalteflächen 
treffen, soweit diese für den Hoch-
wasserschutz erforderlich sind.“ 

  

   

22. § 59 erhält folgende Fassung:  22. unverändert 

„§ 59 
Überschwemmungsgefährdete 

Gebiete 
(zu § 31 c WHG) 

  

Überschwemmungsgefährdete Gebiete 
sind Gebiete im Sinne des § 57 Abs. 1, 
die keiner Festsetzung nach § 57 Abs. 3 
bedürfen oder Gebiete, die bei Versagen 
von öffentlichen Hochwasserschutzein-
richtungen überschwemmt werden kön-
nen. Die oberste Wasserbehörde ermittelt 
die überschwemmungsgefährdeten Ge-
biete, in denen durch Überschwemmun-
gen erhebliche Beeinträchtigungen des 
Wohls der Allgemeinheit entstehen kön-
nen, stellt sie in Karten dar und veröffent-
licht den Hinweis, wo die Karten eingese-
hen werden können, im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein.“ 

  

   

23. § 59 wird folgender § 59 a eingefügt:  23. unverändert 

„§ 59 a 
Hochwasserwarnung und -

information 
(zu § 31 a Abs. 3 WHG) 

  

(1) Die oberste Wasserbehörde warnt die 
Behörden, deren Aufgabenbereich be-
rührt werden kann, und die Bevölkerung 
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in den von Hochwasser betroffenen Ge-
bieten vor Hochwassergefahren und vor 
zu erwartendem Hochwasser. Die unte-
ren Wasserbehörden und Gemeinden 
sind verpflichtet, gefahrerhöhende Ände-
rungen am Gewässer und Änderungen 
des Schadenspotentials unverzüglich der 
obersten Wasserbehörde mitzuteilen. 
Soweit dies erforderlich ist, kann die o-
berste Wasserbehörde durch Verordnung 
einen geordneten Hochwasserwarndienst 
einrichten, die näheren Bestimmungen 
hierfür treffen und die zuständigen Stellen 
bestimmen. 

(2) Die betroffenen Gemeinden weisen 
jährlich in einer Anlage zum Grundsteu-
erbescheid, in den Einwohnerversamm-
lungen und durch örtliche Bekanntma-
chung auf die Hochwassergefahren, ge-
eignete Vorsorgemaßnahmen und Ver-
haltensregeln hin.“ 

  

   

24. § 62 erhält folgende Fassung:  24. § 62 erhält folgende Fassung: 

„§ 62 
Küstenschutz 

 
„§ 62 

Küstenschutz 

(1) Küstenschutz ist der Schutz der Küste 
und Küstengebiete vor Meeresüberflu-
tungen und der Schutz gegen Uferrück-
gang und Erosion. Der Küstenschutz un-
terteilt sich in: 

 (1) Küstenschutz ist der Schutz der Küste 
und Küstengebiete vor Meeresüberflu-
tungen und der Schutz gegen Uferrück-
gang und Erosion einschließlich der Si-
cherung der Wattgebiete. Der Küsten-
schutz unterteilt sich in: 

1. den Schutz der Niederungsgebiete 
vor Meeresüberflutungen durch Neu-
bau, Verstärkung und Unterhaltung 
von Deichen, Halligwarften, Sperr-
werken und sonstigen Hochwasser-
schutzanlagen (Küstenhochwasser-
schutz); 

 1.  unverändert 

2. die Sicherung der Küsten gegen Ufer-
rückgang und Erosion durch Neubau, 
Verstärkung, Unterhaltung von Buh-
nen, Deckwerken, Sicherungsdäm-
men, durch Erhalt des Deichvorlandes 
sowie durch andere Maßnahmen 
(Küstensicherung). 

 2.  unverändert 

(2) Den Küsten und Küstengebieten 
gleichgestellt sind die Niederungen und 
Ufer, die im Einflussbereich der Meere 
liegen.  

 (2) unverändert 
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(3) Der Küstenschutz ist eine Aufgabe 
derjenigen, die davon Vorteile haben, 
soweit nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen nicht andere dazu verpflich-
tet sind.“ 

 (3) unverändert 

   

25. § 63 wird wie folgt geändert:  25. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  a)  unverändert 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort 
„Deichen“ ein Komma gesetzt und 
das Wort „Sicherungsdämmen“ 
eingefügt. 

  

bb) In Satz 2 Nr. 2 werden das Wort 
„Überlaufdeiche“ durch das Wort 
„Regionaldeiche“ und das Wort 
„Dämme“ durch die Worte „Siche-
rungsdämme (§ 64 Abs. 3)“ er-
setzt. 

  

cc) In Satz 2 Nr. 3 werden die Worte 
„Deiche (§ 64 Abs. 2 Nr. 2 bis 5) 
und Dämme“ durch die Worte 
„Regionaldeiche (§ 64 Abs. 2 
Nr. 2), der Mittel- und Binnendei-
che (§ 64 Abs. 2 Nr. 3 und 4) so-
wie der Dämme (§ 64 Abs. 4)“ er-
setzt. 

  

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:  b)  unverändert 

„(2) Die Unterhaltung und der Betrieb 
der Sperrwerke in Landesschutzdei-
chen obliegt dem Land, soweit nicht 
ein anderer dazu gesetzlich oder ver-
traglich verpflichtet ist.“ 

  

c) Absatz 4 Satz 3 wird gestrichen.  c)  unverändert 

d) Es werden folgende Absätze 5 und 6 
angefügt: 

 d) Es werden folgende Absätze 5 und 6 
angefügt: 

„(5) Die Inseln und Halligen zu si-
chern, ist Aufgabe des Landes. Siche-
rungsmaßnahmen sind so zu treffen, 
wie es im Interesse des Wohls der 
Allgemeinheit und des Küstenschut-
zes erforderlich ist. Ansprüche Dritter 
ergeben sich nicht. Bestehende Ver-
pflichtungen anderer bleiben unbe-
rührt.  

 „(5) Die Inseln und Halligen sowie die 
Wattflächen und Wattrinnen im 
Sinne eines flächenhaften Küsten-
schutzes (§ 64 Abs. 13) zu sichern, 
ist Aufgabe des Landes. Sicherungs-
maßnahmen sind so zu treffen, wie es 
im Interesse des Wohls der Allge-
meinheit und des Küstenschutzes er-
forderlich ist. Ansprüche Dritter erge-
ben sich nicht. Bestehende Verpflich-
tungen anderer bleiben unberührt.  

(6) Die Sicherung des Deichvorlandes 
(§ 64 Abs. 8) obliegt dem Land, so-
weit dies zur Erhaltung der Schutz-

 (6) unverändert 
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funktion der in der Unterhaltungsver-
pflichtung des Landes stehenden Dei-
che erforderlich ist. Absatz 5 Sätze 2 
bis 4 gilt entsprechend.“  

   

26. § 64 erhält folgende Fassung:  26. § 64 erhält folgende Fassung: 

„§ 64 
Begriffsbestimmungen 

 
„§ 64 

Begriffsbestimmungen 

(1) Deiche sind künstliche, wallartige Bo-
denaufschüttungen mit befestigten Bö-
schungen, die zum Schutz von Gebieten 
gegen Überschwemmungen durch Sturm-
fluten oder abfließendes Oberflächen-
wasser errichtet werden. 

 (1) unverändert 

(2) Die Deiche werden nach ihrer Bedeu-
tung und ihren Aufgaben in folgende 
Gruppen eingeteilt: 

 (2) unverändert 

1. Landesschutzdeiche: 
Deiche mit hoher Schutzwirkung, die 
Gebiete vor Sturmfluten, auch im Zu-
sammenwirken mit einem weiteren 
Deich oder einer sonstigen Hochwas-
serschutzanlage (Deichanlagen), 
schützen; vorrangig sollen Leib und 
Leben von Menschen an ihren Wohn-
stätten sowie außergewöhnlich hohe 
Sachwerte geschützt werden. 

  

2. Regionaldeiche: 
Deiche mit eingeschränkter Schutz-
wirkung, die Gebiete vor Sturmfluten 
schützen; als solche gelten auch die 
Halligdeiche. 

  

3. Mitteldeiche: 
Deiche, die dazu dienen, im Falle der 
Zerstörung eines Landesschutzdei-
ches oder eines Regionaldeiches Ü-
berschwemmungen einzuschränken. 

  

4. Binnendeiche:  
Deiche, die zum Schutz vor Über-
schwemmungen durch abfließendes 
Oberflächenwasser dienen. 

  

(3) Sicherungsdämme sind künstliche, 
wallartige Erhöhungen, die dazu dienen, 
schädliche Umströmungen von Inseln 
und Halligen zu unterbinden und zur lang-
fristigen Stabilität des Wattenmeeres bei-
tragen. 

 (3) unverändert 

(4) Dämme sind künstliche, wallartige Er-  (4) unverändert 
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höhungen, die zu anderen Zwecken er-
richtet werden, jedoch auch dem Hoch-
wasserschutz dienen können. 

(5) Halligwarften sind flächenhafte Aufhö-
hungen auf Halligen zum Schutz vor 
Sturmfluten. 

 (5) unverändert 

(6) Sonstige Hochwasserschutzanlagen 
sind technische Einrichtungen wie Wän-
de, Mauern und andere Anlagen, die wie 
Deiche dem Hochwasserschutz dienen. 

 (6) unverändert 

(7) Sperrwerke sind Bauwerke mit Sperr-
vorrichtungen, die dem Schutz eines Ge-
biets vor erhöhten Außenwasserständen 
zu dienen bestimmt sind. 

 (7) unverändert 

(8) Deichvorland ist das bewachsene 
Land zwischen der wasserseitigen Gren-
ze des äußeren Schutzstreifens eines 
Deiches und der Uferlinie.  

 (8) unverändert 

(9) Meeresstrand ist der aus Sand, Kies, 
Geröll, Geschiebelehm oder ähnlichem 
Material bestehende und im Wirkungsbe-
reich der Wellen liegende Küstenstreifen, 
der seeseitig durch die Uferlinie und 
landseitig durch den Beginn des ge-
schlossenen Pflanzenwuchses, den Bö-
schungsfuß von Steilufern und Dünen, 
den Deichfuß oder aber einer baulichen 
Anlage begrenzt wird. 

 (9) unverändert 

(10) Dünen sind oberhalb des Meeres-
strandes in der Regel durch Windeinfluss 
gebildete Anhäufungen von Sand. 

 (10) unverändert 

(11) Strandwälle sind die von der Bran-
dung im Bereich oberhalb der Uferlinie 
gebildete Anhäufungen von Sand, Kies 
und Geröll. 

 (11) unverändert 

(12) Steilufer sind oberhalb des Meeres-
strandes oder der Uferlinie dem Wellen-
angriff ausgesetzte, steil ansteigende na-
türliche Geländestufen.“ 

 (12) Steilufer sind oberhalb des Meeres-
strandes oder der Uferlinie dem Wellen-
angriff ausgesetzte, steil ansteigende na-
türliche Geländestufen. 

  (13) Flächenhafter Küstenschutz ist 
die Sicherung der Wattgebiete gegen 
die Gefahr des Abtragens der Wattflä-
chen sowie der Vertiefung der Watt-
rinnen und -ströme.“ 

   

27. § 65 erhält folgende Fassung:  27. unverändert 
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„§ 65 
Bestandteile und Abmessun-

gen der Deiche 

  

(1) Deiche bestehen aus dem Deichkör-
per und dem Deichzubehör. Zum Deich-
körper gehören insbesondere Schleusen, 
Siele, Stöpen, Mauern, Rampen und 
Deichverteidigungswege. Zum Deichzu-
behör gehören die Schutzstreifen beider-
seits des Deichkörpers sowie Siche-
rungsanlagen, die unmittelbar der Erhal-
tung des Deichkörpers und der Schutz-
streifen dienen. Bei Landesschutzdeichen 
ist der äußere Schutzstreifen 20 m, der 
innere Schutzstreifen 10 m breit. Bei Re-
gional- und Mitteldeichen sind der äußere 
Schutzstreifen 10 m, der innere Schutz-
streifen jeweils 5 m breit. Binnendeiche 
haben Schutzstreifen von je 5 m Breite. 

  

(2) Die oberste Küstenschutzbehörde 
setzt 

  

1. den Sicherheitsstandard und die zu-
gehörigen Bemessungsgrundlagen 
der Landesschutzdeiche, 

  

2. den Sicherheitsstandard, die zugehö-
rigen Bemessungsgrundlagen sowie 
die Sollabmessungen der Regional- 
und Mitteldeiche im Benehmen mit 
den Bau- und Unterhaltungspflichti-
gen  

  

fest.   

(3) Die Sollabmessungen für Binnendei-
che ergeben sich aus dem Plan oder An-
lagenverzeichnis der oder des Bau- und 
Unterhaltungspflichtigen. 

  

(4) Weichen die tatsächlichen Abmes-
sungen von den Sollabmessungen ab, 
hat die untere Küstenschutzbehörde oder 
die untere Wasserbehörde den Bau- und 
Unterhaltungspflichtigen anzuhalten, die 
Sollabmessungen wieder herzustellen. 
Die untere Küstenschutzbehörde oder die 
untere Wasserbehörde kann von dem 
Unterhaltungspflichtigen den Nachweis 
verlangen, dass die tatsächlichen Ab-
messungen mit den Sollabmessungen 
übereinstimmen. 

  

(5) Die oberste Küstenschutzbehörde hat 
alle zehn Jahre zu prüfen, ob die Bemes-
sungsgrundlagen noch zutreffen.“ 
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28. § 66 erhält folgende Fassung:  28. unverändert 

„§ 66 
Kataster 

  

(1) Jeder Unterhaltungspflichtige hat für 
seine Küstenschutzanlagen oder Binnen-
deiche ein Kataster einzurichten, zu füh-
ren und bei baulichen Veränderungen 
fortzuschreiben. Das Kataster muss ent-
halten: 

  

1. Lageplan, Längsschnitt und Quer-
schnitte der Anlage, 

  

2. Angaben über besondere Bauwerke, 
Einrichtungen der Deichverteidigung, 
Eigentum, genehmigte Benutzungen, 
die nicht nur vorübergehenden Zwe-
cken dienen, Rechte aufgrund beson-
derer Rechtstitel und Verpflichtungen 
Dritter und  

  

3. Protokolle über die Küstenaufsicht.   

(2) Das Kataster ist nach Aufstellung 
und nach Fortschreibung der unteren 
Küstenschutzbehörde oder der unte-
ren Wasserbehörde vorzulegen.“ 

  

   

29. § 67 wird wie folgt geändert:   29. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„Überlauf-, Mittel-, Binnen- oder sons-
tigen Deiches“ durch die Worte „Regi-
onal-, Mittel- oder Binnendeiches“ er-
setzt. 

  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Küstenschutzbehörde“ die Worte 
„oder unteren Wasserbehörde“ 
eingefügt. 

  

bb) Satz 3 wird gestrichen.   

   

30. § 68 wird wie folgt geändert:  30. unverändert 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung  
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„§ 68 
Errichtung und Veränderung 

von Deichen, Sicherungsdäm-
men und Sperrwerken“ 

  

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:    

„(1) Das Errichten, Beseitigen, Ver-
stärken oder wesentliche Ändern von 
Deichen, Sicherungsdämmen und 
Sperrwerken in und an Küstengewäs-
sern, die dem Schutz gegen Sturmflu-
ten oder in anderer Weise dem Küs-
tenschutz dienen, bedarf eines Plan-
feststellungsverfahrens.“ 

  

c) In Absatz 2 werden jeweils das Wort 
„Umgestaltung“ durch das Wort „Än-
derung“ sowie das Wort „Dämmen“ 
durch das Wort „Sicherungsdämmen“ 
und das Wort „geringer“ durch das 
Wort „unwesentlicher“ ersetzt. 

  

d) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:   

„(3) Die für die Genehmigung nach 
Absatz 2 zuständige Küstenschutzbe-
hörde hat die nach anderen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen 
Zulassungen anderer Behörden ein-
zuholen und gleichzeitig mit ihrer Ge-
nehmigung auszuhändigen. Mit dem 
Antrag gelten alle nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften erfor-
derlichen Anträge auf behördliche Zu-
lassungen und Anzeigen als gestellt. 
Versagt eine andere Behörde, die 
nach anderen Vorschriften dazu be-
fugt ist, ihre Zulassung, teilt sie dies 
unter Benachrichtigung der Küsten-
schutzbehörde der Antragstellerin o-
der dem Antragsteller durch schriftli-
chen Bescheid mit. § 13 Abs. 3 des 
Landesnaturschutzgesetzes findet 
keine Anwendung.“ 

  

   

31. In § 69 Abs. 2 Nr. 3 werden nach dem 
Wort „Tiere“ die Worte „und Pflanzen“ 
eingefügt. 

 31. unverändert 

   

32. § 70 wird wie folgt geändert:  32. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:    

aa) In Satz 2 Nr. 2 werden das Kom-   
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ma und die Wörter „mit Ausnahme 
von Fahrrädern“ gestrichen. 

bb) Es wird folgender Satz 2 einge-
fügt: 

  

„Fahrräder sind von dem Verbot in 
Satz 1 Nr. 2 ausgenommen.“ 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) Nach dem Wort „Küstenschutzbe-
hörde“ werden die Worte „oder die 
untere Wasserbehörde“ eingefügt. 

  

bb) Es werden die Worte „und entwe-
der das Verbot im Einzelfall zu ei-
ner unbilligen Härte führen würde 
oder eine Ausnahme im Interesse 
des Wohls der Allgemeinheit er-
forderlich ist“ gestrichen. 

  

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:   

„(4) Das Betreten und Benutzen von 
Deichen einschließlich Zubehör be-
gründen keine besonderen Sorgfalts- 
und Verkehrssicherungspflichten der 
Deichverantwortlichen. Diese haften 
insbesondere regelmäßig nicht für ty-
pische sich aus dem Deich, der Un-
terhaltung und der Nutzung, insbe-
sondere der Beweidung, ergebende 
Gefahren, wie durch Treibsel, Schaf-
kot, Ausschläge oder Schadstellen.“ 

  

   

33. § 71 wird wie folgt geändert:  33. unverändert 

a) In Absatz 1 werden das Wort „Über-
laufdeiche“ durch das Wort „Regio-
naldeiche“ und die Worte „mindestens 
im Frühjahr eines jeden Jahres“ durch 
die Worte „als Aufgabe der Aufsicht 
(§ 83) einmal jährlich“ ersetzt. 

  

b) In Absatz 2 wird das Wort „Überlauf-
deichen“ durch das Wort „Regional-
deichen“ ersetzt. 

  

   

34. § 72 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  34. unverändert 

a) In Satz 2 werden die Worte „Das Mi-
nisterium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume“ durch die Wor-
te „Die untere Küstenschutzbehörde“ 
ersetzt. 
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b) In Satz 3 werden die Worte „des Mi-
nisteriums für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume“ durch die Wor-
te „der unteren Küstenschutzbehörde“ 
ersetzt. 

  

   

35. § 74 Satz 2 erhält folgende Fassung:  35. unverändert 

„Der Vertrag bedarf der Genehmigung 
der obersten Küstenschutzbehörde oder 
der unteren Wasserbehörde.“ 

  

   

36. In § 75 Abs. 1 wird folgender Satz 4 an-
gefügt: 

 36. unverändert 

„Bei Warftverstärkungen oder Warfterhö-
hungen, die nach dem 1. September 
1999 fertig gestellt worden sind, beträgt 
der Schutzstreifen sieben Meter; beste-
hende Rechte und Nutzungen bleiben 
unberührt.“ 

  

   

37. § 76 erhält folgende Fassung:  37. unverändert 

„§ 76 
Deichvorland 

  

Durch die Nutzung des Deichvorlandes, 
dessen zu erhaltende Breite von der o-
bersten Küstenschutzbehörde festgelegt 
wird, dürfen die Belange des Küsten-
schutzes, insbesondere die Sicherheit 
und die Unterhaltung der Deiche, nicht 
beeinträchtigt werden. Die Eigentümerin-
nen oder Eigentümer und die Nutzungs-
berechtigten sind verpflichtet, das Deich-
vorland zum Schutze des Deiches zu 
pflegen. Die untere Küstenschutzbehörde 
kann zum Schutz der Belange des Küs-
tenschutzes im Sinne von Satz 1 Anord-
nungen treffen. Für die Nutzung des 
Deichvorlands gilt § 70 entsprechend.“ 

  

   

38. Der Abschnitt III erhält folgende Über-
schrift: 

 38. unverändert 

„Abschnitt III 
Küstensicherung“ 
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39. § 77 erhält folgende Fassung:   39. unverändert 

„§ 77 
Genehmigungspflicht für Anla-

gen an der Küste 

  

(1) Die Errichtung, Beseitigung oder we-
sentliche Änderung von Küstenschutzan-
lagen wie Lahnungen, Buhnen, Mauern, 
Deckwerken, Sielen, Schleusen oder 
Dämmen und sonstigen Anlagen an der 
Küste wie Brücken, Treppen, Stege, 
Pfahlwerke, Zäune, Rohr- und Kabellei-
tungen oder Wege sowie Vorhaben zur 
Landgewinnung am Meer bedürfen der 
Genehmigung der unteren Küstenschutz-
behörde. Die Genehmigung kann für Vor-
haben nach Satz 1, für die nach Anlage 1 
des Landes-UVP-Gesetzes eine Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht, nur in 
einem Verfahren erteilt werden, das den 
Anforderungen des Landes-UVP-
Gesetzes entspricht. Die Genehmigung 
ist zu versagen, wenn von Anlagen nach 
Satz 1 und den Vorhaben zur Landge-
winnung am Meer eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit, insbeson-
dere der Belange des Küstenschutzes 
oder der öffentlichen Sicherheit zu erwar-
ten ist, die nicht durch Auflagen verhütet 
oder ausgeglichen werden kann. Geneh-
migungspflichten anderer Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt. 

  

(2) In den Fällen, in denen keine Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht, gilt 
die Genehmigung nach Absatz 1 als er-
teilt, wenn die untere Küstenschutzbe-
hörde nicht innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten nach Eingang des Antrages wi-
derspricht. 

  

(3) Diejenigen, die die Anlage errichtet 
haben, tragen die Verantwortung für den 
ordnungsgemäßen Zustand der Anlage. 
Nach Beendigung der Nutzung ist die An-
lage vom Bau- und Unterhaltungspflichti-
gen zu beseitigen. Die untere Küsten-
schutzbehörde kann Maßnahmen zur 
Herstellung eines ordnungsgemäßen Zu-
standes oder der Beseitigung der Anlage 
anordnen.“ 
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40. § 78 wird wie folgt geändert:  40. unverändert 

a) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„Die untere Küstenschutzbehörde 
kann auf Antrag von den Verboten der 
Absätze 1 bis 3 Ausnahmen zulassen, 
wenn keine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit, insbesonde-
re der Belange des Küstenschutzes 
oder der öffentlichen Sicherheit zu 
erwarten ist, die nicht durch Auflagen 
verhütet oder ausgeglichen werden 
kann.“ 

  

b) Es werden folgende Absätze 5 und 6 
angefügt: 

  

„(5) Die Ausnahme nach Absatz 4 gilt 
als erteilt, wenn die untere Küsten-
schutzbehörde nicht innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten nach Eingang 
des Antrages widerspricht.  

  

(6) Diejenigen, die die Anlagen errich-
tet haben oder die Nutzung ausüben, 
tragen die Verantwortung für den ord-
nungsgemäßen Zustand der Anlage 
oder die ausgeübte Nutzung. § 77 
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Die 
untere Küstenschutzbehörde kann 
Maßnahmen zur Herstellung eines 
ordnungsgemäßen Zustandes oder 
der Beseitigung der Anlage anord-
nen.“ 

  

   

41. § 80 wird wie folgt geändert:  41. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:   

aa) In Nummer 1 wird das Komma 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

  

bb) Die Nummern 2 und 3 werden ge-
strichen. 

  

cc) Die bisherige Nummer 4 wird 
Nummer 2 und das Wort „Vorland“ 
wird durch das Wort „Deichvor-
land“ ersetzt. 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:   

aa) In Nummer 3 wird das Wort „so-
wie“ gestrichen. 

  

bb) In Nummer 4 wird der Punkt durch   
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das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Es wird folgende Nummer 5 ange-
fügt: 

  

„5. für bauliche Anlagen, die auf-
grund eines rechtsverbindli-
chen Bebauungsplanes, dem 
die untere Küstenschutzbe-
hörde ausdrücklich zuge-
stimmt hat, errichtet oder we-
sentlich geändert werden.“ 

  

   

42. § 81 Satz 1 wird wie folgt geändert:  42. unverändert 

a)Nach dem Wort „Deichen,“ wird das 
Wort „Sicherungsdämmen,“ eingefügt. 

  

b)Nach dem Wort „Dämmen“ wird ein 
Komma gesetzt und die Worte 
„Sperrwerken, sonstigen Hochwas-
serschutzanlagen“ eingefügt. 

  

   

43. § 82 wird gestrichen.  43. unverändert 

   

44. § 83 wird wie folgt geändert:  44. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert: 

  

aa) Nach dem Wort „Deiche“ wird das 
Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt und das Wort „Sicherungs-
dämme,“ eingefügt. 

  

bb) Nach dem Wort „Dämme“ wird ein 
Komma gesetzt und die Worte 
„Sperrwerke und sonstigen Hoch-
wasserschutzanlagen“ eingefügt. 

  

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 107 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 106 
Abs. 2“ ersetzt. 

  

   

45. In § 85 a Abs. 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

 45. unverändert 

„Die oberste Wasserbehörde wird er-
mächtigt eine von § 62 LVwG abwei-
chende Geltungsdauer der Verordnung 
zu bestimmen.“  
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46. § 100 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen.  46. unverändert 

   

47. § 105 wird wie folgt geändert:  47. unverändert 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: 

  

„§ 105 
Wasserbehörden, Zuständig-
keit der obersten Wasserbe-

hörde 
(zu § 1b Abs. 3 WHG)“ 

  

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:    

aa) Nummer 1 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„1. das für Wasserwirtschaft zu-
ständige Ministerium als o-
berste Wasserbehörde, 

  

bb) In Nummer 3 werden die Wor-
te „sowie die Staatlichen Um-
weltämter“ gestrichen.  

  

c) Absatz 2 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

  

„Sie ist auch zuständig für Verfah-
renshandlungen bei Maßnahmen der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes sowie für Erlaubnisse 
zum Einbringen von Stoffen in Küs-
tengewässer und Seeschifffahrtsstra-
ßen.“ 

  

   

48. § 106 erhält folgende Fassung:  48. unverändert 

„§ 106 
Zuständigkeiten der oberen 

Wasserbehörde 

  

(1) Die obere Wasserbehörde ist zustän-
dig für 

  

1. die Durchführung der Verordnung 
nach § 85 b, 

  

2. Entscheidungen nach § 101,   

3. die Führung des Wasserbuches 
(§ 135). 

  

(2) Die obere Wasserbehörde ermittelt 
und entwickelt die technischen und na-
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turwissenschaftlichen Grundlagen für die 
Ordnung des Wasserhaushaltes. Sie führt 
den gewässerkundlichen Mess- und Beo-
bachtungsdienst gemeinsam mit den 
Küstenschutzbehörden durch.“ 

   

49. § 107 erhält folgende Fassung:  49. unverändert 

„§ 107 
Zuständigkeiten der unteren 

Wasserbehörden 

  

(1) Die unteren Wasserbehörden sind zu-
ständig 

  

1. soweit in den §§ 105, 106 und 108 
nicht etwas anderes bestimmt ist, 

  

2. für Einleitungen in Küstengewässer 
und der damit zusammenhängenden 
Gewässeraufsicht und Gefahrenab-
wehr und für die Gewässeraufsicht 
und Gefahrenabwehr im Bereich von 
Sportboothäfen, 

  

3. für Binnendeiche (§ 64 Abs. 2 Nr. 4),   

4. für Entscheidungen nach § 20 des 
Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (Vorhaben nach 19.3, 
19.8, 19.9 der Anlage 1) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. 
Juni 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3316). 

  

(2) Die untere Wasserbehörde ist in Ver-
fahren zur Bewilligung von Zuwendungen 
als technische Verwaltung zuständig für 
die baufachliche Prüfung im Sinne des 
§ 44 LHO. Die baufachlichen Ergän-
zungsbestimmungen sind entsprechend 
anzuwenden.“ 

  

   

50. § 108 erhält folgende Fassung:  50. unverändert 

„§ 108 
Küstenschutzbehörden 

  

(1) Oberste Küstenschutzbehörde ist das 
für den Küstenschutz zuständige Ministe-
rium. Untere Küstenschutzbehörden sind 
die von der obersten Küstenschutzbehör-
de durch Verordnung bestimmten Behör-
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den. 

(2) Die oberste Küstenschutzbehörde ist 
zuständig für Planfeststellungen und 
Plangenehmigungen für das Errichten, 
Beseitigen, Verstärken oder wesentliche 
Ändern von  

  

1. Landesschutzdeichen (§ 64 Abs. 2 
Nr. 1), 

  

2. Regionaldeichen in der Trägerschaft 
des Landes (§ 64 Abs. 2 Nr. 2), 

  

3. Sicherungsdämmen (§ 64 Abs. 3) und 
Sperrwerken (§ 64 Abs. 7). 

  

Anhörungsbehörden sind die unteren 
Küstenschutzbehörden. 

  

(3) Im Übrigen sind die unteren Küsten-
schutzbehörden zuständig. Dies gilt auch 
für die Durchführung der Aufsicht (§§ 83 
bis 85), der Gefahrenabwehr (§ 110) und 
der gewässerkundlichen Messanlagen 
(§ 101). Die unteren Küstenschutzbehör-
den sind außerdem für die Gefahrenab-
wehr, insbesondere bei Schadstoffunfäl-
len und der Bekämpfung von Meeresver-
schmutzungen als untere Wasserbehörde 
zuständig für die Küstengewässer, See-
schifffahrtsstraßen, Landeshäfen und 
Außentiefs im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. e.“ 

  

   

51. In § 109 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

 51. unverändert 

„(3) Soweit die Wasserbehörde für die 
Durchführung von Planfeststellungs- und 
förmlichen Verfahren zuständig ist, ist sie 
auch Anhörungsbehörde.“ 

  

   

52. § 110 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   52. unverändert 

a) Nach dem Wort „Deiche“ wird das 
Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt 
und das Wort „Sicherungsdämme,“ 
eingefügt. 

  

b) Nach dem Wort „Dämme,“ werden die 
Worte „Sperrwerke oder sonstigen 
Hochwasserschutzanlagen,“ einge-
fügt. 

  

c) Nach den Worten „der Überschwem-
mungs- und Wasserschutzgebiete“ 
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wird ein Komma gesetzt und die Wor-
te „der überschwemmungsgefährde-
ten Gebiete im Sinne von § 59 Satz 2“ 
eingefügt. 

   

53. § 115 wird wie folgt geändert:  53. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Wasserbehörden“ die Worte „o-
der Körperschaften oder rechtsfähige 
Anstalten des öffentlichen Rechts“ 
eingefügt. 

  

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Wasserbehörde“ die Worte „o-
der Körperschaft oder rechtsfähige 
Anstalt des öffentlichen Rechts“ und 
nach dem Wort „Körperschaften“ die 
Worte „oder rechtsfähige Anstalten“ 
eingefügt. 

  

   

54. Die §§ 116 und 117 werden gestrichen.  54. unverändert 

   

55. § 118 g wird gestrichen.  55. unverändert 

   

56. § 124 wird wie folgt geändert:  56. unverändert 

a) Der Überschrift wird folgende Angabe 
angefügt „(zu § 31 b WHG)“ 

  

b) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 57 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 57 
Abs. 3“ ersetzt. 

  

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 werden die Worte „der 
Anhörungsbehörde (§ 108 Nr. 1 
Buchst. b)“ durch die Worte „der 
obersten Wasserbehörde“ ersetzt. 

  

bb) In Satz 2 werden die Worte „der 
zuständigen Anhörungsbehörde“ 
durch die Worte „der obersten 
Wasserbehörde“ ersetzt. 

  

d) In Absatz 3 wird folgender Satz 4 an-
gefügt:  

  

„Bei Überschwemmungsgebieten 
reicht es aus, wenn der räumliche 
Geltungsbereich aus einer Karte im 
Maßstab 1:5000 ersichtlich ist.“ 
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e) In Absatz 7 Satz 1 und 2 werden je-
weils das Wort „Anhörungsbehörde“ 
durch die Worte „oberste Wasserbe-
hörde“ ersetzt. 

  

f) Folgender Absatz 8 wird angefügt:   

„(8) In dem Verfahren zur Festsetzung 
von Überschwemmungsgebieten 
nach § 57 Abs. 3 ist auch die Öffent-
lichkeit zu beteiligen. Der betroffenen 
Öffentlichkeit wird im Rahmen der 
Auslegung nach Absatz 2 Gelegen-
heit zur Äußerung gegeben. Auf eine 
Auslegung kann abweichend von Ab-
satz 6 nicht verzichtet werden. Ein 
Erörterungstermin nach Absatz 7 ist 
mindestens eine Woche vorher örtlich 
bekannt zu machen.“ 

  

   

57. § 125 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  57. unverändert 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:   

„2. den Bau von Deichen und Däm-
men im Sinne von § 31 WHG und 
sonstigen Hochwasserschutzan-
lagen, die den Binnenhochwas-
serabfluss beeinflussen,“ 

  

b) Es wird folgende Nummer 3 einge-
fügt: 

  

„3. die Errichtung und Veränderung 
von Deichen, Sicherungsdämmen 
und Sperrwerken im Sinne von 
§ 68 und“ 

  

c) Die bisherige Nummer 3 wird Num-
mer 4. 

  

   

58. In § 126 Abs. 2 wird folgender Satz 3 
angefügt: 

 58. unverändert 

„Die im Satz 1 und Satz 2 Nr. 2 aufge-
führten Nachteile im Sinne des § 12 sind 
nicht bei der Errichtung und Veränderung 
von Deichen, Sicherungsdämmen und 
Sperrwerken im Sinne des § 68 und des 
§ 31 WHG zu berücksichtigen.“ 

  

   

59. In § 127 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort 
„Deichbaues“ durch die Worte „Küsten- 
und Hochwasserschutzes“ ersetzt. 

 59. unverändert 
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60. § 131 Abs. 2 erhält folgende Fassung:  60. unverändert 

„Die Bewirtschaftungspläne und Maß-
nahmenprogramme sind bis zum 22. De-
zember 2009 aufzustellen. Bei der Auf-
stellung und Änderung von Maßnahmen-
programmen ist eine den Anforderungen 
des Landes-UVP-Gesetzes entsprechen-
de Strategische Umweltprüfung durchzu-
führen. Die Bewirtschaftungspläne oder 
deren Teile, die sich auf die in Schleswig-
Holstein liegenden Gebiete einer Fluss-
gebietseinheit beziehen, sowie die ent-
sprechenden Maßnahmenprogramme 
können ganz oder in Teilen von der o-
bersten Wasserbehörde für behördenver-
bindlich erklärt werden. Die Verbindlich-
keitserklärung und ein Hinweis, wo das 
Maßnahmenprogramm und der Bewirt-
schaftungsplan einsehbar sind, werden 
im Amtsblatt für Schleswig-Holstein veröf-
fentlicht.“ 

  

   

61. Nach § 133 wird folgender § 133 a einge-
fügt: 

 61. unverändert 

„§ 133a 
Hochwasserschutzpläne, Ko-
operation in Flussgebietsein-

heiten 
(zu §§ 31 d, 32 WHG) 

  

(1) Die oberste Wasserbehörde stellt, 
soweit dies erforderlich ist, Hochwasser-
schutzpläne nach § 31 d WHG auf und 
schreibt sie fort. Das Verfahren zur Auf-
stellung der Hochwasserschutzpläne 
muss den Anforderungen des Landes-
UVP-Gesetzes an die Strategische Um-
weltprüfung entsprechen. Ein Hinweis, wo 
der Hochwasserschutzplan einsehbar ist, 
wird im Amtsblatt für Schleswig-Holstein 
veröffentlicht. 

  

(2) Beim Hochwasserschutz arbeitet die 
oberste Wasserbehörde in den Flussge-
bietseinheiten mit den betroffenen Län-
dern und Staaten zusammen. Die Hoch-
wasserschutzpläne sind inhaltlich auf die 
Bewirtschaftungspläne und Maßnahmen-
programme nach §131 abzustimmen und 
können zusammen mit ihnen aufgestellt 
werden. Innerhalb der Flussgebietsein-
heiten koordiniert die oberste Wasserbe-
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hörde die Hochwasserschutzpläne und 
Schutzmaßnahmen mit den betroffenem 
Ländern und bemüht sich um Koordinie-
rung der Hochwasserschutzpläne mit den 
betroffenen Staaten.“ 

   

62. In § 135 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe 
„(§ 107 Abs. 1 Nr. 5)“ durch die Angabe 
„(§ 106 Abs. 1 Nr. 3)“ ersetzt. 

 62. unverändert 

   

63. In § 139 Abs. 1 werden die Worte „Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung vom 12. Februar 1990 (BGBl. I 
S. 205), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 18. August 1997 
(BGBl. S. 2081),“ ersetzt durch das Wort 
„Landes-UVP-Gesetzes“. 

 63. unverändert 

   

64. § 141 wird wie folgt geändert:  64. unverändert 

Nach den Worten „in der Fassung der 
Bekanntmachung“ wird die Bezeichnung 
„vom 22. Juli 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 564), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. Dezember 1999 (GVOBl. Schl.-
H. 2000, S. 2)“ durch die Worte „vom 10. 
Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27), zu-
letzt geändert durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 14. Dezember 2006 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 278),“ ersetzt. 

  

   

65. § 144 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  65. unverändert 

a) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 14 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 21 
Satz 3“ ersetzt. 

  

b) Es wird folgende Nummer 7b einge-
fügt: 

  

„7b) entgegen den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik eine 
Abwasseranlage errichtet oder 
betreibt, die nicht den Anforde-
rungen des § 18 b WHG und des 
§ 34 Abs. 1 entspricht, oder wer 
nicht die von der Wasserbehörde 
nach § 34 Abs. 2 festgesetzten 
Anpassungsmaßnahmen durch-
führt,“ 

  

c) In Nummer 8 wird das Wort „Abwas-
serbeseitigungsanlage“ durch das 
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Wort „Abwasserbehandlungsanlage“ 
ersetzt. 

d) Nummer 9a wird gestrichen.   

e) In Nummer 13 wird die Angabe „§ 58 
Abs. 1 Satz 2“ durch die Angabe „§ 58 
Abs. 2“ ersetzt. Nach dem Wort „Aus-
nahmegenehmigung“ werden die 
Worte „oder ohne die nach § 31 b 
Abs. 4 WHG erforderliche Genehmi-
gung“ eingefügt. 

  

f) Es wird folgende Nummer 20 einge-
fügt: 

  

„20. entgegen § 77 Abs. 3 Satz 2 
nach Beendigung der Nutzung 
die Anlage nicht beseitigt,“ 

  

g) Die bisherigen Nummern 20 bis 22 
werden die Nummern 21 bis 23. 

  

h) Es wird folgende Nummer 24 einge-
fügt: 

  

„24. entgegen § 78 Abs. 6 Satz 2 
nach Beendigung der Nutzung 
die Anlage nicht beseitigt,“ 

  

i) Die bisherige Nummer 23 wird Num-
mer 25 und erhält folgende Fassung: 

  

„25. entgegen § 80 Abs. 1 ohne die 
nach § 80 Abs. 3 erforderliche 
Ausnahmegenehmigung 

  

j) in einer Entfernung bis zu 50 m land-
wärts vom Fußpunkt der Innenbö-
schung eines Landesschutzdeiches, 

  

k) im Deichvorland bauliche Anlagen er-
richtet oder wesentlich ändert,“ 

  

l) Die bisherigen Nummern 24 und 25 
werden die Nummern 26 und 27. 

  

m) Die neue Nummer 27 erhält folgende 
Fassung: 

  

„27. eine vollziehbare Anordnung 
nach 

  

a) § 7 Abs. 3,   

b) § 28 Abs. 4,   

c) § 38 Abs. 4 oder    

d) § 137 Abs. 2   

nicht befolgt.“   
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l) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte 
„der §§ 85 a,“ durch die Worte „des §“ 
ersetzt. 

  

   

Artikel 2 
Änderung des Ausführungs-
gesetzes zum Gesetz über 

Wasser- und Bodenverbände 
(AGWVG) 

 
Artikel 2 

Änderung des Ausführungs-
gesetzes zum Gesetz über 

Wasser- und Bodenverbände 
(AGWVG) 

Das Ausführungsgesetz zum Gesetz über 
Wasser- und Bodenverbände vom 21. März 
1995 (GVOBl. Schl.-H. S. 115), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 8. Februar 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 121), wird wie folgt ge-
ändert: 

  unverändert 

   

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:   

„Ausführungsgesetz zum Ge-
setz über Wasser- und Boden-

verbände 
(Landeswasserverbandsgesetz 

– LWVG)“ 

  

   

2. § 2 erhält folgende Fassung:   

„§ 2 
Aufgaben 

(zu § 2 WVG) 

  

(1) Wasser- und Bodenverbände können 
neben den in § 2 WVG beschriebenen 
Aufgaben außerdem folgende Aufgaben 
übernehmen: 

  

1. Rückbau von Anlagen in und an Ge-
wässern, 

  

2. Landwirtschaftliche Verwertung von 
festen organischen Rückständen, 
Klärschlamm und vorgereinigtem Ab-
wasser, 

  

3. Maßnahmen zur Bewirtschaftung und 
zum Schutz des Grundwassers und 
der oberirdischen Gewässer, 

  

4. Erwerb, Herrichtung, Erhaltung und 
Pflege von Flächen, Anlagen und 
Gewässern zum Schutz und zur Ver-
besserung des Naturhaushalts, der 
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Gewässergüte, des Bodens und für 
die Landschaftspflege und 

5. Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen Wasser- und Bodenverbänden, 
der Landwirtschaft und kommunalen 
Körperschaften. 

  

§ 2 Nr. 14 WVG gilt für diese Aufgaben 
entsprechend. 

  

(2) Die Wasser- und Bodenverbände 
bestimmen ihre Aufgaben durch Sat-
zung.“ 

  

   

3. § 3 wird wie folgt geändert:   

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 2 wird der Klammerzusatz 
„(Oberverband)“ gestrichen. 

  

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt:   

„Die Durchführung einzelner Auf-
gaben kann durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag mit Zustim-
mung der Aufsichtsbehörde auch 
von einer Körperschaft des öffent-
lichen Rechts, die Mitglied in ei-
nem Wasser- und Bodenverband 
ist, übernommen werden.“ 

  

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„(2) Eine Gemeinde kann einem Was-
ser- und Bodenverband die Aufgabe 
der öffentlichen Wasserversorgung 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag 
übertragen.“ 

  

   

4. § 4 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 an-
gefügt: 

  

„Der Landesverband der Wasser- und 
Bodenverbände kann weitere Mitglie-
der haben.“ 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) Nummer 1 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„1. die Zusammenarbeit zwischen 
Wasser- und Bodenverbän-
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den, der Landwirtschaft und 
kommunalen Körperschaften 
zu fördern,“ 

bb) Nummer 3 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„3. seine Mitglieder nach Absatz 1 
Satz 1 bei der Durchführung 
ihrer satzungsgemäßen Auf-
gaben, insbesondere der 
Haushaltsführung, der allge-
meinen Verwaltungsaufgaben, 
der technischen Aufgaben und 
der Aufgaben im Zusammen-
hang mit der Umsetzung der 
Richtlinie 2000/60/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 
2000 zur Schaffung eines Ord-
nungsrahmens für Maßnah-
men der Gemeinschaft im Be-
reich der Wasserpolitik (Was-
serrahmenrichtlinie - WRRL) 
(ABl. L. 327 vom 22. Dezem-
ber 2000, S. 1) zu beraten und 
zu fördern und“ 

  

cc) Nummer 4 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„4. die Haushalte und die Rech-
nungslegungen seiner Mitglie-
der nach Absatz 1 Satz 1 zu 
prüfen; für Mitglieder nach Ab-
satz 1 Satz 2 und Nichtmitglie-
der gilt dies auf deren Antrag 
oder auf Weisung der zustän-
digen Aufsichtsbehörde.“ 

  

c) Nach Absatz 3 werden folgende Ab-
sätze 4 und 5 angefügt: 

  

„(4) Zur Erfüllung seiner Aufgabe 
nach Absatz 3 Nr. 4 kann der Lan-
desverband in seine Satzung Durch-
führungsvorschriften über Inhalt und 
Gestaltung des Haushaltsplans, die 
Haushaltsführung und die Durchfüh-
rung der Haushaltsprüfung aufneh-
men. Auf Antrag und Vorschlag des 
Landesverbandes oder der unteren 
Aufsichtsbehörde kann außerdem die 
oberste Aufsichtsbehörde entspre-
chende Durchführungsvorschriften er-
lassen. 

  

(5) Für den Landesverband gelten im 
Übrigen die Vorschriften des Wasser-
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verbandsgesetzes.“ 

   

5. Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt:   

„§ 4 a 
Bearbeitungsgebietsverbände 

  

(1) Wasser- und Bodenverbände, die 
gemäß § 42 Abs. 1 Landeswassergesetz 
(LWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Januar 2004 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 8, ber. S. 189), zuletzt geän-
dert durch (einsetzen: Fundstelle dieses 
Gesetzes), die Aufgabe der Gewässerun-
terhaltung wahrnehmen, sollen Mitglied in 
einem Wasser- und Bodenverband (Be-
arbeitungsgebietsverband) sein, dessen 
Verbandsgebiet sich auf das Teileinzugs-
gebiet einer Flussgebietseinheit nach 
§ 2 a LWG (Bearbeitungsgebiet) er-
streckt. 

  

(2) Der Bearbeitungsgebietsverband hat 
die Aufgabe, die Zusammenarbeit zwi-
schen Landwirtschaft und Wasserwirt-
schaft zu fördern und den Gewässer-, 
Boden- und Naturschutz durch Unterstüt-
zung seiner Mitgliedsverbände bei der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
fortzuentwickeln. Dies kann insbesondere 
geschehen durch: 

  

1. fachliche Unterstützung seiner Mit-
glieder, 

  

2. Erarbeitung und Abgabe von Stel-
lungnahmen für die Mitglieder, 

  

3. Koordinierung der zur Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie zu treffenden 
Maßnahmen, 

  

4. Einbringen der Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung in die im Bearbei-
tungsgebiet eingerichtete Arbeits-
gruppe sowie 

  

5. Übernahme der Federführung in der 
im Bearbeitungsgebiet eingerichteten 
Arbeitsgruppe. 

  

(3) Die Übernahme weiterer Aufgaben 
nach § 2 Abs. 1 durch den Bearbeitungs-
gebietsverband ist möglich. 

  

(4) Erstreckte sich das Verbandsgebiet 
eines Wasser- und Bodenverbandes be-
reits vor Inkrafttreten der Wasserrahmen-
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richtlinie auf das Bearbeitungsgebiet, 
nimmt dieser Verband die Aufgaben nach 
Absatz 2 wahr. Dies gilt nicht für Wasser-
beschaffungsverbände.“ 

   

6. In § 5 werden folgende Absätze 3 bis 5 
angefügt: 

  

„(3) Die Haushaltswirtschaft der Wasser- 
und Bodenverbände ist nach den 
Grundsätzen der kameralen Buchführung 
zu führen. Abweichend hiervon kann 
durch Satzung bestimmt werden, dass 
die Haushaltswirtschaft nach den 
Grundsätzen der doppelten Buchführung 
geführt wird. 

  

(4) Wird die Haushaltswirtschaft nach den 
Grundsätzen der doppelten Buchführung 
geführt, finden die Vorschriften des ersten 
Abschnitts des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuches Anwendung. Weiter-
gehende steuerrechtliche Regelungen 
bleiben unberührt. Im Übrigen gelten die 
§§ 6 bis 19 sinngemäß. Abweichend von 
§ 7 Abs. 1 Satz 2 ist ein Wirtschaftsplan 
aufzustellen. Der Wirtschaftsplan gliedert 
sich in einen Erfolgsplan, der die Erträge 
und Aufwendungen aufführt und einen 
Vermögensplan, der die Einnahmen und 
Ausgaben des Verbandes aufführt. An die 
Stelle der Jahresrechnung tritt der Jah-
resabschluss. Durch Satzung kann be-
stimmt werden, dass anstelle der in den 
Sätzen 1 bis 6 genannten Vorschriften die 
Regelungen des Gemeinderechts für eine 
Haushaltswirtschaft nach den Grundsät-
zen der doppelten Buchführung gelten. 
Satz 3 gilt in diesem Fall entsprechend. 

  

(5) Ein Wasser- und Bodenverband, der 
die Aufgabe der Beschaffung und Bereit-
stellung von Wasser wahrnimmt, hat ei-
nen Wirtschaftsplan nach Absatz 4 Satz 4 
bis 6 aufzustellen und zu führen. Absatz 4 
Satz 7 und 8 gilt entsprechend.“ 

  

   

7. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:   

a) Nummer 5 erhält folgende Fassung:   

„5. des Hebetermins.“   

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:   

„Die Haushaltssatzung kann weitere   
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Vorschriften enthalten, die sich auf die 
Einnahmen und Ausgaben und den 
Stellenplan des Haushaltsjahres be-
ziehen.“ 

   

8. In § 7 Abs. 2 Satz 2 wird nach den Wor-
ten „dieses Gesetzes“ die Worte „und der 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Durchführungsvorschriften“ eingefügt. 

  

   

9. § 9 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung:   

„3. Beamtinnen und Beamte oder Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ein-
gestellt, befördert oder in eine höhere 
Entgeltgruppe eingestuft werden sol-
len und der Stellenplan die entspre-
chenden Stellen nicht enthält.“ 

  

   

10. In § 11 Abs. 1 werden folgende Sätze 2 
und 3 angefügt: 

  

„Dies gilt nicht für vorübergehende Fi-
nanzmittelumschichtungen innerhalb ein-
zelner Beitragsabteilungen (innere Darle-
hen). Innere Darlehen sind angemessen 
zu verzinsen und unter Beachtung der in 
§ 5 geregelten Haushaltsgrundsätze zu 
tilgen.“ 

  

   

11. In § 12 wird folgender Satz 4 angefügt:   

„Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag 
Ausnahmen zulassen.“ 

  

   

12. § 14 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„Anordnungsbefugte Beamtinnen und 
Beamte und Angestellte“ durch die 
Worte „Die anordnungsbefugten Be-
schäftigten“ ersetzt. 

  

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:   

„(2) Der Verbandskassenführung ob-
liegen alle Kassengeschäfte des 
Wasser- und Bodenverbandes. Die 
Verbandskassenführung kann mit Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde auf 
einen anderen Wasser- und Boden-
verband übertragen werden. Abwei-
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chend von Satz 2 bedarf es keiner 
Zustimmung, wenn der Wasser- und 
Bodenverband Mitglied des anderen 
Verbandes ist. Eine Rückübertragung 
der Kassenführung ist nur im Einver-
nehmen der betroffenen Verbände zu-
lässig.“ 

c) Es werden folgende Absätze 3 und 4 
angefügt: 

  

„(3) Die Erledigung der Kassenge-
schäfte einschließlich der Buchfüh-
rung kann mit Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde auch auf eine Gemein-
de, ein Amt oder einen Zweckverband 
übertragen werden, in deren Bereich 
der Wasser- und Bodenverband sei-
nen Sitz hat oder in deren Bereich 
sein Verbandsgebiet liegt, wenn die 
zuständige Kommunalaufsichtsbehör-
de der Übernahme ebenfalls zuge-
stimmt hat. 

  

(4) Für die Erledigung der übrigen 
Verwaltungsgeschäfte gelten Ab-
satz 2 und 3 entsprechend.“ 

  

   

13. In § 16 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „allge-
meinen“ gestrichen. 

  

   

14. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung:   

„(1) Betriebshöfe oder vergleichbare Ein-
richtungen dürfen nur zur Erfüllung der 
Aufgaben eines Wasser- und Bodenver-
bandes und seiner Mitglieder unterhalten 
werden. Haben sich Wasser- und Boden-
verbände zu einem anderen Wasser- und 
Bodenverband zusammengeschlossen, 
kann der Betriebshof von dem anderen 
Verband oder einem seiner Mitglieder 
auch für den anderen Verband und seine 
Mitglieder betrieben werden.“ 

  

   

15. § 19 erhält folgende Fassung:   

„§ 19 
Wirtschaftliche Unternehmen, 
Beteiligung an Gesellschaften 

  

(1) Ein Wasser- und Bodenverband darf 
keine wirtschaftlichen Unternehmen er-
richten, übernehmen oder sich an sol-
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chen beteiligen, sofern damit nicht aus-
schließlich satzungsgemäße Aufgaben 
erfüllt werden. 

(2) Mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
können abweichend von Absatz 1 Anla-
gen zur Verwertung oder Erzeugung re-
generativer Energien errichtet und betrie-
ben werden, soweit sie mit der satzungs-
gemäßen Aufgabenerfüllung in engem 
Zusammenhang stehen und die Errich-
tung und der Betrieb solcher Anlagen 
wirtschaftlich sinnvoll ist.“ 

  

   

16. § 20 wird gestrichen.   

   

17. Vor § 21 wird folgende Überschrift einge-
fügt: 

  

„Dritter Abschnitt 
Beitragserhebung“ 

  

   

18. § 21 erhält folgende Fassung:   

„§ 21 
Beitragserhebung, Maßstab für 

Verbandsbeiträge 
(zu § 30 WVG) 

  

(1) Der Unterhaltungsaufwand für die Er-
füllung der Unterhaltungspflicht nach § 40 
LWG ist auf die Mitglieder der Wasser- 
und Bodenverbände nach folgenden Bei-
tragsmaßstäben umzulegen: 

  

1 Grundbeitrag 
Für die allgemeinen Vorteile von der Ge-
wässerunterhaltung im Sinne von § 43 
Abs. 1 Satz 2 LWG und für die allgemei-
ne Verwaltungstätigkeit zur Vorbereitung, 
Durchführung und Abwicklung der Unter-
haltungsarbeiten wird für alle Mitglieder 
ein pauschaler Grundbeitrag in gleicher 
Höhe erhoben. Die Höhe des Grundbei-
trages wird durch Haushaltssatzung be-
stimmt. 

  

2 Flächenbeitrag 
Für Grundflächen mit einer Flächengröße 
von mehr als 0,5 ha wird ein zusätzlicher 
Flächenbeitrag für die allgemeinen Vortei-
le von der Gewässerunterhaltung im Sin-
ne von § 43 Abs. 1 Satz 2 LWG erhoben. 

  



Drucksache 16/1738 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 

 

 - 42 - 

Die Höhe des Flächenbeitrags beträgt 

1 Beitrags 
einheit/ha 

  

3 Zuschläge zum Grund- und Flächenbei-
trag 

  

3.1 für Grundflächen, die je nach den 
Umständen des Einzelfalles Vorteile von 
der Gewässerunterhaltung haben, die 
über die in Nummer 1 und 2 genannten 
Vorteile hinausgehen 

  

3.1.1 für Grundflächen im Vorteilsgebiet 
je nach Größe des Vorteils 

  

0,1 bis 1,0  
Beitrags- 

einheiten/ha 

  

3.1.2 durch das Einleiten von gesammel-
tem Schmutzwasser 

  

0,5 bis 3,0 
Beitrags- 

einheiten je 
angefangene 

3.000 m³/a 

  

3.1.3 durch das Einleiten von gesammel-
tem Niederschlagswasser 

  

0,2 bis 5,0 
Beitrags- 

Einheiten je 
ha ange- 

schlossenes 
Einzugsgebiet 

  

3.2 für Grundflächen, die die Unterhal-
tung erschweren durch Anlagen im Sinne 
von § 40 Abs. 1 Nr. 3 LWG 

  

1 bis 8 
Beitrags- 
Einheiten 

  

4 Abschläge vom Flächenbeitrag 
für Grundflächen, die sich auf den Was-
serhaushalt besonders vorteilhaft auswir-
ken oder deren eigener Vorteil besonders 
gering ist 

  

4.1 Waldflächen je nach Größe der Ge-
samtwaldfläche im Einzugsgebiet 

  

0,3 bis 0,5 
Beitrags- 

einheiten/ha 
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4.2 Seeflächen, sofern der Flächenanteil 
sämtlicher Seen im Einzugsgebiet bis zu 
10% beträgt 

  

0,6 bis 0,9 
Beitrags- 

einheiten/ha 

  

4.3 Naturschutzgebiete, soweit sie nicht 
unter Nummer 5 fallen sowie Moore, 
Sümpfe, Brüche, Quellbereiche, Verlan-
dungsbereiche stehender Gewässer, 
Heiden, Dünen, Salzwiesen und Brack-
wasserröhrichte, Auwälder, stehende 
Kleingewässer, Trockenrasen und Stau-
denfluren, sofern die Beitragspflichtigen 
die Voraussetzungen für die Abschläge 
nachweisen 

  

0,4 Beitrags- 
einheiten/ha 

  

Das gleiche gilt für die übrigen Biotope im 
Sinne von § 25 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 des 
Landesnaturschutzgesetzes, soweit sie 
nach § 25 Abs. 5 des Landesnatur-
schutzgesetzes kartiert worden sind. 

  

5 Freistellung 
Von der Beitragspflicht freigestellt sind 

  

5.1 Seeflächen, sofern der Flächenanteil 
sämtlicher Seen im Einzugsgebiet mehr 
als 10% beträgt und 

  

5.2 die in den Nummern 4.1 und 4.3 ge-
nannten und nachgewiesenen Flächen 
und Naturschutzgebiete, die eine überra-
gende Bedeutung für einen ausgegliche-
nen Wasserhaushalt haben. Über die Be-
deutung entscheidet die Wasserbehörde 
nach Anhörung der unteren Naturschutz-
behörde und der unteren Forstbehörde. 

  

6 Gesamtbeitrag 
Der Gesamtbeitrag setzt sich aus dem 
Grundbeitrag, dem Flächenbeitrag und 
den Zu- und Abschlägen zusammen. 
Dies gilt nicht für freigestellte Mitglieder. 

  

(2) Durch die Satzung kann bestimmt 
werden, dass die Kosten der Aufgaben 
nach § 2 Nr. 6, 7, 8, 10, 12, 13 und 14 
WVG und § 2 Abs. 1 Nr. 2, 3, 4 und 5 im 
Verhältnis der Flächen auf alle Ver-
bandsmitglieder umgelegt werden, wenn 
die Anwendung des Vorteilsmaßstabs 
gemäß § 30 WVG im Einzelfall einen un-
verhältnismäßig hohen Verwaltungsauf-
wand erfordern würde. Dies gilt auch für 
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Rohrleitungen ohne Gewässereigen-
schaft. 

(3) Durch die Satzung kann außerdem 
bestimmt werden, dass die Beiträge für 
maximal vier Jahre im Voraus erhoben 
werden. In diesem Fall bleibt eine einjäh-
rige Zahlung der Beiträge zulässig, wenn 
der mehrjährige Gesamtbetrag fünfund-
zwanzig Euro überschreitet. 

  

(4) In der Satzung kann auch vorgesehen 
werden, dass in den Beitragsbescheiden 
bestimmt wird, dass diese auch für die 
folgenden Hebungszeiträume gelten. Da-
bei ist in den Beitragsbescheiden an-
zugeben, an welchen Tagen und mit wel-
chen Beträgen die Beiträge jeweils fällig 
werden. Ändern sich die Berechnungs-
grundlage oder der Betrag der Beiträge, 
sind neue Bescheide zu erlassen. Ab-
satz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

  

(5) Für die in der Satzung vorgesehene 
Erteilung von Ausnahmen und Genehmi-
gungen können gesonderte Verwaltungs-
gebühren erhoben werden. § 5 des 
Kommunalabgabengesetzes findet ent-
sprechende Anwendung.“ 

  

   

19. Die Überschrift vor § 22 erhält folgende 
Fassung: 

  

„Vierter Abschnitt 
Öffentliche Bekanntmachun-
gen, Übergangsregelungen“ 

  

   

20. § 22 erhält folgende Fassung:   

„§ 22 
Öffentliche Bekanntmachungen 

(zu § 67 WVG) 

  

(1) Die im Wasserverbandsgesetz vorge-
schriebenen öffentlichen Bekanntma-
chungen erfolgen im amtlichen Bekannt-
machungsblatt der Aufsichtsbehörde. 

  

(2) Verfügt die Aufsichtsbehörde über 
kein amtliches Bekanntmachungsblatt, 
weist sie in einer oder mehreren im Ver-
bandsgebiet verbreiteten Tageszeitungen 
auf den Gegenstand der Bekanntma-
chung sowie darauf hin, dass die Be-
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kanntmachung im vollständigen Wortlaut 
bei der Aufsichtsbehörde und/oder der 
Verbandsgeschäftsstelle zur öffentlichen 
Einsichtnahme ausliegt. 

(3) Abweichend von Absatz 2 kann die 
Bekanntmachung auch durch Bereitstel-
lung im Internet auf der Internetseite der 
Aufsichtsbehörde erfolgen. Für die Be-
kanntmachungsform Internet gelten die 
Bestimmungen der Bekanntmachungsve-
rordnung vom 11.November 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 527). 

  

(4) Durch Satzung wird bestimmt, in wel-
cher Weise die übrigen öffentlichen sowie 
die ausschließlich für die Mitglieder be-
stimmten Bekanntmachungen der Was-
ser- und Bodenverbände vorgenommen 
werden. Bei Wahl der Bekanntmachungs-
form Internet kann abweichend von § 4 
Abs. 3 der Bekanntmachungsverordnung 
die Bereitstellung im Internet auch auf der 
in ausschließlicher Verantwortung der 
Aufsichtsbehörde betriebenen Internetsei-
te erfolgen. Für ausschließlich an die Mit-
glieder gerichtete Bekanntmachungen 
kann darüber hinaus abweichend von § 1 
Abs. 2 der Bekanntmachungsverordnung 
eine Bekanntmachung in Form eines ge-
schlossenen einfachen Briefes vorgese-
hen werden.“ 

  

   

21. § 23 erhält folgende Fassung:   

„§ 23 
Übergangsregelungen 

  

Die vor dem (Einsetzen: Datum des In-
krafttretens des Gesetzes) erlassenen 
Satzungen der Wasser- und Bodenver-
bände bleiben in Kraft und sind innerhalb 
eines Jahres nach diesem Zeitpunkt an 
die geltende Rechtslage anzupassen.“ 

  

   

22. Der bisherige § 23 wird § 24.   

   

  
Artikel 3 

Änderung des Landesnatur-
schutzgesetzes 

  Das Landesnaturschutzgesetz vom 
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6. März 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 136) wird 
wie folgt geändert: 

  § 50 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

  „3. die für den Nationalpark ‚Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer’ zuständi-
ge Behörde als obere und untere Na-
turschutzbehörde,“ 

   

Artikel 3 
Änderung des Nationalparkge-

setzes 

 
Artikel 4 

Änderung des Nationalparkge-
setzes 

Das Nationalparkgesetz vom 17. Dezember 
1999 (GVOBl. Schl.-H. S. 518), Zuständigkei-
ten und Ressortbezeichnungen ersetzt durch 
Verordnung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 487), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

   

1.§ 3 Abs. 5 Satz 3 erhält folgende Fassung:   

„Ausfertigungen der Karten werden beim 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume (Ministerium) in 
Kiel, der für den Nationalpark „Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer“ zuständigen 
Behörde, bei den Landrätinnen und Land-
räten der Kreise Nordfriesland in Husum 
und Dithmarschen in Heide sowie bei den 
Ämtern Landschaft Sylt, Amrum, Föhr-
Land und Pellworm aufbewahrt.“ 

  

   

2. In § 5 Abs. 2 Satz 3 und 5 werden jeweils 
die Worte „das Nationalparkamt“ durch 
die Worte „die für den Nationalpark zu-
ständige Behörde“ ersetzt. 

  

   

3. § 6 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 Nr. 5 werden die Worte 
„des Nationalparkamtes“ durch die 
Worte „der für den Nationalpark zu-
ständigen Behörde“ ersetzt. 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:   

aa) In Nummer 1 werden die Worte 
„vom Nationalparkamt“ durch die 
Worte „von der für den National-
park zuständigen Behörde“ und 
die Worte „das Nationalparkamt“ 
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durch die Worte „die für den Nati-
onalpark zuständige Behörde“ er-
setzt.  

bb) In Nummer 3 werden die Worte 
„dem Nationalparkamt“ durch die 
Worte „der für den Nationalpark 
zuständigen Behörde“ ersetzt.  

  

cc) In den Nummern 4 und 5 werden 
jeweils die Worte „vom National-
parkamt“ durch die Worte „ von 
der für den Nationalpark zuständi-
gen Behörde“ ersetzt. 

  

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) In Nummer 3 werden die Worte 
„des Nationalparkamtes“ durch die 
Worte „der für den Nationalpark 
zuständigen Behörde“ ersetzt. 

  

bb) In Nummer 4 werden die Worte 
„vom Nationalparkamt“ durch die 
Worte „von der für den National-
park zuständigen Behörde“ und 
die Worte „des Nationalparkam-
tes“ durch die Worte „der für den 
Nationalpark zuständigen Behör-
de“ ersetzt. 

  

cc) In Nummer 6 werden die Worte 
„dem Nationalparkamt“ durch die 
Worte „der für den Nationalpark 
zuständige Behörde“ ersetzt. 

  

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 werden die Worte „das Nati-
onalparkamt“ durch die Worte „die für 
den Nationalpark zuständige Behör-
de“ ersetzt. 

  

bb) In Satz 3 werden die Worte „dem Na-
tionalparkamt“ durch die Worte „der 
für den Nationalpark zuständigen Be-
hörde“ ersetzt. 

  

   

4. § 7 wird wie folgt geändert:   

a) In der Überschrift wird das Wort „Na-
tionalparkamt“ durch das Wort „Zu-
ständigkeiten“ ersetzt. 

  

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:   

„(1) Das Ministerium für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume 
bestimmt durch Verordnung die zu-
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ständige Landesbehörde, die für den 
Nationalpark auch die Zuständigkei-
ten der oberen und unteren Natur-
schutzbehörde wahrnimmt.“ 

c) In Absatz 2 werden die Worte „Das 
Nationalparkamt“ durch die Worte 
„Die für den Nationalpark zuständige 
Behörde“ ersetzt. 

  

d) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte 
„das Nationalparkamt“ durch die Wor-
te „die für den Nationalpark zuständi-
ge Behörde“ ersetzt. 

  

   

5. § 8 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„Beim Nationalparkamt“ durch die 
Worte „Bei der für den Nationalpark 
zuständigen Behörde“ ersetzt. 

  

b) In Absatz 3 Satz 1 und 2 werden die 
Worte „das Nationalparkamt“ jeweils 
durch die Worte „die für den National-
park zuständige Behörde“ ersetzt. 

  

   

Artikel 4 
Änderung des Oberflächen-

wasserabgabegesetzes 

 
Artikel 5 

Änderung des Oberflächen-
wasserabgabegesetzes 

Das Oberflächenwasserabgabegesetz (O-
WAG) vom 13. Dezember 2000 (GVOBl. 
Schl.-H. S.610) wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

§ 8 erhält folgende Fassung:   

„§ 8 
Zuständigkeiten 

  

Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, 
soweit die Zuständigkeiten nicht in diesem 
Gesetz geregelt sind, durch Verordnung die 
für die Durchführung dieses Gesetzes zu-
ständige Behörde zu bestimmen.“ 

  

   

Artikel 5 
Änderung des Grundwasser-

abgabengesetzes 

 
Artikel 6 

Änderung des Grundwasser-
abgabengesetzes 

Das Grundwasserabgabengesetz vom 14. 
Februar 1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 141), zu-

  unverändert 
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letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14. Dezember 2006 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 309), wird wie folgt geändert:  

In § 11 Satz 1 wird der Klammerzusatz 
„(§ 108 Nr. 2 LWG)“ gestrichen. 

  

   

Artikel 6 
Änderung des Ausführungs-

gesetzes zum Abwasserabga-
bengesetz 

 
Artikel 7 

Änderung des Ausführungs-
gesetzes zum Abwasserabga-

bengesetz 

Das Ausführungsgesetz zum Abwasserab-
gabengesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. November 1990 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 545, ber. 1991 S. 257), geändert 
durch Gesetz vom 8. Februar 1994 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 124), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 487), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

§ 13 erhält folgende Fassung:   

„(1) Die Durchführung des Abwasserabga-
bengesetzes und dieses Gesetzes ist Aufga-
be der für die Überwachung der Einleitung 
zuständigen Wasserbehörde. 

  

(2) Die in Absatz 1 genannte Behörde kann 
Stellen im Sinne von § 85b Abs. 1 Satz 1 des 
Landeswassergesetzes mit der Entnahme 
und Analyse der Abwasserproben beauftra-
gen. Es dürfen keine Untersuchungsstellen 
beauftragt werden, die für den Einleiter, ins-
besondere im Rahmen der Selbstüberwa-
chung nach § 85a des Landeswassergeset-
zes, tätig geworden sind.“ 

  

   

Artikel 7 
Landesverordnung über die 

Anforderungen an die erlaub-
nisfreie Versickerung von Nie-

derschlagswasser in das 
Grundwasser 

 
Artikel 8 

Landesverordnung über die 
Anforderungen an die erlaub-
nisfreie Versickerung von Nie-

derschlagswasser in das 
Grundwasser 

Die Landesverordnung über die Anforderun-
gen an die erlaubnisfreie Versickerung von 
Niederschlagswasser in das Grundwasser 
vom 25. Mai 2002 (GVOBl Schl.-H. S. 122) 
wird aufgehoben. 

  unverändert 
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Artikel 8 
Änderung der Landesverord-
nung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden 
Stoffen 

 
Artikel 9 

Änderung der Landesverord-
nung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden 
Stoffen 

Die Landesverordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(Anlagenverordnung – VAwS) vom 29. April 
1996 (GVOBl. S.-H., S. 448, ber. S. 592), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. 
Dezember 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 555), 
wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. § 2 wird wie folgt geändert:   

a) Absatz 12 erhält folgende Fassung:   

„(12) Überschwemmungsgebiete sind 
durch Verordnung nach § 57 Abs. 3 
LWG festgesetzte Gebiete und Gebie-
te zwischen oberirdischen Gewässern 
und Binnendeichen im Sinne von § 57 
Abs. 1 Nr. 1 LWG.“ 

  

b) Nach Absatz 12 wird folgender Ab-
satz 12a eingefügt: 

  

„(12a) Überschwemmungsgefährdete 
Gebiete sind die nach § 59 Satz 2 
LWG in Karten dargestellten und ver-
öffentlichten Gebiete.“ 

  

   

2. Nach § 10 wird folgender § 10 a einge-
fügt: 

  

„§ 10 a 
Anlagen in Überschwem-

mungsgebieten und in über-
schwemmungsgefährdeten 

Gebieten 

  

(1) Über die in § 58 LWG und in den Ver-
ordnungen nach § 57 Abs. 3 LWG gere-
gelten Verbote hinaus, dürfen Anlagen in 
Überschwemmungsgebieten und in über-
schwemmungsgefährdeten Gebieten nur 
errichtet, eingebaut oder betrieben wer-
den, wenn die Anlagen und Anlagenteile 
so gesichert sind, dass sie bei Hochwas-
ser nicht aufschwimmen oder ihre Lage 
verändern und so aufgestellt sind, dass 
bei Hochwasser kein Wasser in die Anla-
gen eindringen kann und eine mechani-
sche Beschädigung ausgeschlossen ist. 
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(2) Die zuständige Behörde kann Aus-
nahmen zulassen, wenn aufgrund der 
besonderen Umstände des Einzelfalls die 
Anforderungen nach Absatz 1 zur Ver-
meidung von Schäden durch Hochwasser 
nicht erforderlich sind.“ 

  

   

  
Artikel 10 

Änderung des Landesjagdge-
setzes 

  Das Landesjagdgesetz in der Fassung 
vom 13. Oktober 1999 (GVOBl. Schl.-H. S 
300), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 15. Dezember 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 568), wird wie folgt geändert: 

  1. § 17 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

  „(8) Den Abschuss auf Flächen, auf 
denen dem Land das Jagdrecht gemäß 
§ 3 Abs. 2 Bundesjagdgesetz zusteht, 
regelt die oberste Jagdbehörde.“ 

  2. § 20 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 1 wird folgender Satz an-
gefügt: 

  „Die schriftliche Bestätigung ist bei 
Ausübung der Aufsicht mit sich zu 
führen.“ 

  b) Absatz 2 wird gestrichen; Absatz 1 
wird einziger Absatz. 

  3. § 24 wird gestrichen. 

  4. § 27 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

  „Die Voraussetzungen für die Brauch-
barkeit bestimmt die oberste Jagdbe-
hörde. Ein Jagdhund gilt als brauch-
bar, wenn er eine Brauchbarkeitsprü-
fung oder eine gleichgestellte Prüfung 
bestanden hat. Brauchbarkeitsprüfun-
gen werden von der Landesjägerschaft 
nach einer von der obersten Jagdbe-
hörde anerkannten Prüfungsordnung 
durchgeführt. In der Prüfungsordnung 
können Prüfungen anderer Vereini-
gungen als gleichgestellt zugelassen 
werden, sofern diese die Brauchbar-
keit der Jagdhunde gewährleisten.“ 

  5. § 32 wird wie folgt geändert: 
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  a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

  „(2) Soweit durch Rechtsvorschrift 
nichts anderes bestimmt ist, ist für 
Jagdbezirke, in denen dem Land 
das Jagdrecht gemäß § 3 Abs. 2 
Bundesjagdgesetz zusteht, die o-
berste Jagdbehörde zuständig. Sie 
ist weiter zuständig für die Aufhe-
bung der Schonzeiten für bestimm-
te Gebiete oder für einzelne Jagd-
bezirke aus besonderen Gründen 
nach § 22 Abs. 1 Satz 3 des Bun-
desjagdgesetzes.“ 

  b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

  „(3) Zuständig für die Erlaubnis 
zum Aushorsten von Ästlingen und 
Nestlingen der Habichte für Beiz-
zwecke nach § 22 Abs. 4 Satz 3 des 
Bundesjagdgesetzes und für die 
Erlaubnis zum Sammeln der Eier 
von Silber- und Lachmöwen nach 
Maßgabe des § 22 Abs. 4 Satz 6 
des Bundesjagdgesetzes ist das 
Landesamt für Natur und Umwelt.“ 

  c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

  „(4) Zuständige Jagdbehörde für 
bundeseigene Flächen, auf denen 
dem Bund die Jagdausübung zu-
steht, ist die Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben. Sie teilt den für 
die angrenzenden Jagdbezirke zu-
ständige unteren Jagdbehörden 
jährlich ihre Abschusspläne und 
die Jagdstrecken mit.“ 

  6. § 34 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen. 

  b) Absatz 5 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

  „Das Wahlverfahren regelt die o-
berste Jagdbehörde.“ 

  7. § 36 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen. 

  8. § 37 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  a) Die Nummern 18 bis 20 werden ge-
strichen; die bisherigen Nummern 
21 bis 26 werden die Nummer 18 
bis 23. 

  b) In Nummer 24 werden die Worte 
„entgegen § 29 Abs. 3“ durch die 
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Worte „entgegen § 29 Abs. 4“ er-
setzt. 

   

  
Artikel 11 

Aufhebung von Vorschriften 

  Es werden aufgehoben:  

  1. die Landesverordnung über die Aner-
kennung von Jagdhunden vom 23. Ju-
ni 1983 (GVOBl. Schl.-H. S. 208, ber. 
S. 356), 

  2. die Wahlordnung für die Wahl der 
Kreisjägermeister vom 28. September 
1953 (GVOBl. Schl.-H. S. 131), Zustän-
digkeiten und Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 
12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 487).“ 

   

Artikel 9 
Ermächtigung zur Neube-

kanntmachung 

 
Artikel 12 

Ermächtigung zur Neube-
kanntmachung 

Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Landeswassergesetzes und des 
Landeswasserverbandsgesetzes in der gel-
tenden Fassung mit neuer Paragraphen- und 
Abschnittsfolge bekannt zu machen und da-
bei die Paragraphenbezeichnung zu ändern, 
Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseiti-
gen sowie eine geschlechtergerechte 
Sprachform zu verwenden. 

  unverändert 

   

Artikel 10 
Inkrafttreten 

 
Artikel 13 

Inkrafttreten und Übergansre-
gelung 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008 in 
Kraft. 

 (1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

  (2) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung 
nach § 108 Abs. 1 Satz 2 LWG nehmen die 
Ämter für ländliche Räume die Zuständig-
keiten der unteren Küstenschutzbehörde 
wahr, die Aufgaben nach § 108 Abs. 3 
Satz 2 LWG werden bis dahin von den 
Staatlichen Umweltämtern wahrgenom-
men. 
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  (3) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung 
nach § 7 Abs. 1 NPG nimmt das National-
parkamt die Zuständigkeit für den Natio-
nalpark wahr. 

  (4) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung 
nach § 8 OWAG nimmt das Staatliche 
Umweltamt Itzehoe die Zuständigkeit nach 
dem OWAG wahr. 

 
 


